
02. August 2024

Rechtsstreit um ehemalige Hebamme:
Revision nach umstrittenem Urteil

Ex-Hebamme legt gegen Urteil nach Totgeburt Revision
ein; Landgericht Verden verurteilt sie wegen

Körperverletzung mit Todesfolge.

Ein umstrittener Prozess und seine
gesellschaftlichen Implikationen

Der juristische Streit um eine ehemalige Hebamme nach einer
tragischen Totgeburt sorgt weiter für Aufregung in der Region.
Mit der Einlegung einer Revision gegen die Entscheidung des
Landgerichts Verden hat sich das Schicksal der 62-jährigen Frau
erneut auf die öffentliche Tagesordnung gesetzt. Ihr Fall
beleuchtet nicht nur die juristischen Aspekte, sondern wirft auch
grundlegende Fragen zur Geburtsbetreuung und
Patientensicherheit auf.

Details des Falls und die Rolle der
Hebamme

Der Fall dreht sich um eine Hausgeburt, die im Jahr 2015 in
Siedenburg (Landkreis Diepholz) stattfand. Die Hebamme wird
beschuldigt, die Geburt fortgesetzt zu haben, obwohl die
Gesundheit von Mutter und Kind ernsthaft gefährdet war.
Wichtige medizinische Überwachungsmaßnahmen wurden nach
Meinung des Gerichts unterlassen. Später kam es zu einem
Krankenhausaufenthalt, wo die Eltern ein totes Mädchen zur
Welt brachten. Bei der Geburt war die Zulassung der Hebamme
bereits widerrufen, auch wenn sie zunächst gegen diesen



Beschluss juristisch vorgegangen war.

Die Relevanz für die Gesellschaft

Dieser Fall verdeutlicht nicht nur die rechtlichen Konsequenzen
für die Hebamme, sondern thematisiert auch die Bedeutung
einer sachgerechten Aufklärung über Risiken bei Hausgeburten.
Viele werdende Eltern entscheiden sich aus verschiedenen
Gründen für eine Hausgeburt, oft aufgrund eines persönlichen
Wunsches nach Intimität und Kontrolle. Die Tragödie wirft jedoch
Fragen auf: Wie gut sind werdende Eltern über die potenziellen
Risiken informiert? Und wie können solche Vorfälle in Zukunft
verhindert werden?

Der Verlauf des Verfahrens

Bereits im November 2022 wurde die Angeklagte wegen
Totschlags durch Unterlassen zu vier Jahren Haft verurteilt, doch
dieser Urteilsspruch wurde durch die Einlegung einer Revision
nicht finalisiert. Nach der Neubewertung des Falls sprach das
Landgericht die Hebamme erneut schuldig und verhängte eine
Haftstrafe von dreieinhalb Jahren. Während die
Staatsanwaltschaft eine mildere Strafe forderte, plädierte die
Nebenklage auf eine deutlich strengere Strafe. Der fortdauernde
juristische Streit spiegelt die Komplexität und die Emotionalität
des Falles wider.

Konsequenzen für die Hebammenpraxis

Der Fall hat bereits Auswirkungen auf die Hebammenpraxis in
der Region Hannover und darüber hinaus. Angesichts der Tragik
wird ein Umdenken in Bezug auf die Zulassung von Hebammen
und die Sicherheitsstandards bei Hausgeburten gefordert. Die
Notwendigkeit weiterer Richtlinien und Vorschriften zur
Sicherstellung der Patientensicherheit könnte aus diesem Vorfall
resultieren. Es bleibt zu hoffen, dass die juristischen
Auseinandersetzungen nicht nur eine Einzelfallbetrachtung



bleiben, sondern auch zu grundlegenden Verbesserungen in der
Geburtshilfe führen.
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Details
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